
    

        Seite 1 von 1

        R005035/RV0025632 – Detailansicht des Regelungsvorhabens vom 24.06.2026 um 17:23 Uhr

 

Lobbyregister
für die Interessenvertretung gegenüber dem 
Deutschen Bundestag und der Bundesregierung

Detailansicht des Regelungsvorhabens

Änderungen im Schwangerschaftskonfliktgesetz zur
Verbesserung der Versorgungslage bei

Schwangerschaftsabbrüchen

Aktuell seit 24.06.2026 17:23:27

Angegeben von:
am 24.06.2026 Doctors for Choice Germany e.V. (R005035)

Beschreibung:
Der Verein fordert die Streichung des §12 SchKG. Wie in anderen Bereichen der Medizin auch, 

sollen Ärzt*innen eine Behandlung, die für die Gesundheit ihrer Patient*innen notwendig ist, für 

die sie ausgebildet wurden und die nur sie durchführen dürfen, nicht aus Gründen der 

persönlichen Moral ablehnen dürfen. Insbesondere Kliniken, die öffentliche Gelder erhalten, 

sollten Schwangerschaftsabbrüche durchführen und sich damit ihrer Verantwortung stellen, den 

Versorgungsauftrag der Länder sicherzustellen. Der Verein setzt sich auch für weitere konkrete 

Änderungen des SchKG ein, die auf Landesebene zu einer Verbesserung der Versorgung führen 

würden. Hier sind Änderungen im §13 und in den jeweiligen Landesgesetzen notwendig.

Betroffene Interessenbereiche (1)

 Gesundheitsversorgung [alle RV hierzu]

Betroffene Bundesgesetze (1)

 BeratungsG [alle RV hierzu]
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